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Leif Simonsen

Auf die Frage,wo denn der Schuh
drücke, muss man jetzt wohl
antworten: überall. Der Lehrer-
verein Baselland (LVB) stellte
gestern in Liestal die Ergebnisse
der schweizweit grössten Befra-
gung von Lehrerinnen und Leh-
rern imZusammenhangmit dem
Lehrermangel vor – 1072 Lehr-
kräfte aus dem Baselbiet hatten
daran teilgenommen. Dabei
überraschte weniger die allge-
mein bekannte Unzufriedenheit
mit den Entwicklungen im Bil-
dungswesen als die Deutlichkeit,
mit der diese zum Ausdruck
gebracht wurde – vor allem auf
der Primarstufe.

LVB-Präsident Philipp Loretz,
Vize Maddalena Pezzulla sowie
der langjährige Chef Roger von
Wartburg führten folgende sechs
Problemfelder auf, die für den
Lehrermangel verantwortlich
seien.

1 Bürokratie
93,1 Prozent derTeilnehmenden
gaben an,wegen administrativer
Aufgaben zu wenig Zeit fürs
Unterrichten zu haben. Auf der
Primar- und Kindergartenstufe
waren es gar 97 Prozent (der ins-
gesamt 490Teilnehmenden die-
ser Schulstufe). Problematisch ist
vor allem die Sitzungsdichte, da
die Lehrerinnen und Lehrer oft
noch in unzähligen Gremien
Einsitz haben – pädagogische
Teams, Klassenteams, Stufen-
teams, Schulhausteams etc.
«Einst war der Lehrerberuf ein
Pionierberuf in Sachen Home-
office»,sagteRogervonWartburg.
Nun aber sei eine Trendumkehr
festzustellen. Die verordnete
Teamarbeit halte die Lehrerin-
nen und Lehrervon ihrer eigent-
lichen Arbeit ab. Wichtig sei
deshalb, dass endlich geklärt
werde,was unter der immerwie-
der propagierten «Teilautono-
mie» der Schulen zu verstehen
sei – damit verbunden die Frage,
was die Schulen machen müss-
ten und was der Kanton.

2 Belastung
BaselbieterKlassenlehrpersonen
müssen eine Stunde weniger
arbeiten als ihre Kolleginnen und
Kollegen. 95,7 Prozent der Se-
kundarlehrer sind der Meinung,
es brauche eine stärkere Ent-
lastung.Rund die Hälfte aller Be-
fragten erlebt die Elternarbeit als
bisweilen belastend. Die Eltern
mischen sich zunehmend in den
Unterricht ein. «Der Ton in der
Gesellschaft wird rauer, das
spüren ja auch die Polizisten und
Feuerwehrleute», sagte Loretz.
Viele Lehrerwürden amSonntag
kontaktiert, Eltern würden häu-
figer mit Anwälten aufkreuzen

und seien selber nicht zur Zu-
sammenarbeit gewillt. Neben
dem«gezieltenAbbau» der Stun-
dentafel sei auch eine Übertritts-
prüfung von der Primarschule in
die Sekundarschule zu erwägen.

3 Integration
Immerhäufigerwürden die Leh-
rer Opfer von Drohungen. Von
Wartburg schilderte einen Fall, in
dem ein Schüler seiner Lehrerin
gedroht habe, ihr die Kehle auf-
zuschlitzen. Stark verhaltensauf-
fällige Schülerinnen und Schüler
seien ein Belastungsfaktor, sagen
denn auch 82,4 Prozent der Pri-
marlehrer und 72,3 Prozent der

Sekundarlehrer. Auch wenn im
Gegensatz zu Basel-Stadt im
Baselbiet die Kleinklassen nicht
ganz abgeschafft worden sind:
DieAusgliederung einesmühsa-
menKindes ist anvielen Schulen
sehr schwierig. Pezzulla, selbst
Primarlehrerin, sagt: «Wer die
Schulleitung darauf aufmerksam
macht, dass ein Schüler nicht in-
tegrierbar ist, bekommt auchmal
zu hören: ‹Da musst du jetzt auf
die Zähne beissen.›»Die Schwelle
für denAbbruch erfolgloser Inte-
gration müsse daher gesenkt
werden, bevor es «schädigende
Ausmasse» für die Beteiligten
annehme, so der LVB.

4 Anstellungsbedingungen
DerLVBbezeichnet die Löhne im
Landkantonalsnichtkonkurrenz-
fähig. Die umliegenden Kantone
Basel-Stadt, Aargau und Solo-
thurn hätten höhere Einstiegs-
löhne undhöhereMaximallöhne.
Zusätzliche Fächerqualifikatio-
nen hätten zudemkeine Lohnre-
levanz,Schulhausvorständewür-
denunbezahlte Zusatzarbeit leis-
ten.Zusatzausbildungenmüssten
lohnrelevant werden.

5 Überfrachtung
Die Ansprüche an die Lehrer
seien wegen der Schulreform
gestiegen. Bei den Primarlehrern

sei ein 6. Schuljahr hinzugekom-
men, ebenso zusätzliche Fächer
wie die Fremdsprachen sowie
Medien und Informatik. Der
Lehrplan 21 sei überfrachtet. Da
stehe so viel drin, dass die Lehr-
personen eine Selektion vorneh-
menwürden,sagtevonWartburg.
Wenn etwa ein Jahrgang in der
6. Klasse die Römer durchnehme
und ein anderer den Zweiten
Weltkrieg,werdedas Ziel derHar-
monisierung verfehlt. Komme
hinzu: Der Lehrplan 21 sei reali-
tätsfern.DasFachNatur/Mensch/
Gesellschaft sehevor,dass bereits
in der 4. Klasse Stromkreisläufe
oderdie Fotovoltaik gelehrtwür-
den – Themen, die in diesem Al-
ter kaum vermittelbar seien.

6 Ausbildung
Seit Jahren steht die Ausbildung
der Lehrerinnen und Lehrer an
der Pädagogischen Hochschule
(PH) in der Kritik, sie sei zu
praxisfern. «Diese Kritik ist kein
Mythos»,hielt Loretz fest. «Wenn
man die CVs der Dozenten an-
schaut, sieht man, dass sie bes-
tens ausgebildet sind. Aber vor
einerKlasse sindviele nie gestan-
den.» Die PH müsse von den
Dozierenden «mehrjährige Un-
terrichtserfahrung» in jenen Fä-
chernverlangen, in denen sie die
Studierenden ausbildet. Auch
greift der LVB die Forderungvon
SP-Landrat Jan Kirchmayr auf,
die PH-Ausbildung für einzelne
Leistungszüge der Sekundar-
schule zu ermöglichen.

Die Ergebnisse der Befragung
sowie die Forderungen seien
«nicht alsKritik» anderBildungs-
direktorin Monica Gschwind
(FDP) zuverstehen, stellte derLVB
klar. Schliesslich hatte Gschwind
selbst im vergangenen Sommer
umVorschläge zurVerbesserung
der Situation gebeten. Fabienne
Romanens, Sprecherin derBasel-
bieterBildungsdirektion, sagt da-
her: DieThesenundForderungen
aus der LVB-Befragung würden
in derArbeitsgruppe,die sichmit
dem Lehrermangel beschäftige,
geprüft und diskutiert.

Die Bildungsdirektorin Monica Gschwind – hier beim Schulanfangsbesuch 2022 in Liesberg – muss Massnahmen ergreifen. Foto: Dominik Plüss

LehrerwollenmehrKleinklassen undmehr Lohn
Job nicht mehr zu bewältigen Der Baselbieter Lehrerverein ortet die Probleme, die zum Personalmangel führen,
vor allem auf der Primarstufe.

Waswar ich früher beeindruckt!
Mit welcher Leichtigkeit die
Fahrer und (damals wenigen)
Fahrerinnen die riesigen Post-
autos durch die engen Pass-
strassen kutschierten. Diese
Präzision! Diese Souveränität!
Früherwaren wir in den
Skiferien regelmässig imWallis,
wo Postautos der Lebensnerv
des öffentlichen Verkehrs sind.

Ich liebte das Gewusel im
Busbahnhof von Saas-Fee.
Ich mochte dieses eigentümli-
che Gemisch von Dieselabgasen
und Gummiabrieb, das in der
Luft hing. Und ich hörte das
Geräusch von Schneeketten auf
schneebedeckten Strassen
immer gern. Kurzum: Die
Postautofahrerwaren für mich
damals die Könige der Land-
strasse. Inzwischen hat sich
dieses Bild leider stark

gewandelt. Seit ich den Ange-
stellten von Postauto quasi
täglich bei der Arbeit zusehe,
sind aus den Königen Bettler
geworden. Schon mehrfach
kam es zu gefährlichen
Begegnungen mit einem Post-
auto. Doch davon später.

Eines kann man den Fahrerin-
nen und Fahrern der Postautos
nicht vorwerfen: dass sie nicht
bemüht wären. Sie sind durchs
Band sehr freundlich. Rennt
jemand zur Bushaltestelle,
warten die Fahrer in den
meisten Fällen – oder halten
auch mal abseits der Halte-
stellen an, um noch jemanden
mitzunehmen. Anders als bei
den Basler Verkehrsbetrieben,
wo die Chauffeure manchmal
extra schnell die Tür schliessen,
damit sie sich nicht eine
Verspätung einhandeln.

Kundenorientierung ist bei
jedem Unternehmen ein
wichtiger Faktor. Bei Verkehrs-
betrieben ist es allerdings auch
hilfreich, wenn die Kunden die
Fahrt überleben. Sprich:
Die wichtigste Fähigkeit eines
Chauffeurs ist das Fahren
selbst. Und da scheint es bei
Postauto leider nicht zum
Besten zu stehen.

Viele Chauffeure scheinen die
Masse ihres Gefährts nicht so
ganz zu kennen. Kürzlich hatte
ich das zweifelhafte Vergnügen,
Passagier zu sein, als zwei
Postautos beinahe frontal
kollidierten. Der Zusammen-
stoss betraf zwar nur die
beiden Rückspiegel auf der
Fahrerseite. Aber wenn zwei so
grosse Fahrzeuge bei Tempo 60
oder mehr aufeinandertreffen,
geht das nicht ohne einen

ohrenbetäubenden Knall. Der
Schreck sass danach bei allen
Passagieren tief. Nach diversen,
nicht druckreifen Äusserungen
ging es weiter.

Nicht selten bremsen Postautos
auf den engeren Landstrassen
der Region beim Kreuzen auf
Schritttempo ab oder halten
manchmal sogar ganz an.
Andere Chauffeure wiederum
kreuzen bei normalen Tempi,
ohne mit derWimper zu zucken.

Manche Chauffeure scheinen
grosse Mühe zu haben, auf
ihrer Spur zu bleiben. Selbst in
unübersichtlichen Kurven sind
sie dann auf der Gegenfahr-
bahn unterwegs – deutlich
jenseits der Mittellinie. Bereits
mehrfach musste ich am Steuer
des eigenen Autos in einer
unübersichtlichen Kurve eine

Vollbremsung einleiten, weil
ein Postauto bei Tempo 60 bis
80 gleich eineinhalb Fahr-
spuren benötigte.Wäre ich das
eine oder andere Mal nur
Sekundenbruchteile früher um
die Kurve gefahren – eine
Kollision hätte sich kaum
verhindern lassen.

Um solche Situationen zu
vermeiden,wird auf ausgeschil-
derten Bergpoststrassen das
berühmte Dreiklanghorn
verwendet. Das typische
«Tü-ta-tou» warnt an unüber-
sichtlichen Stellen andere
Verkehrsteilnehmer. Auf den
Landstrassen der Region hinge-
gen gibt es diese ganz besonde-
ren Engstellen kaum. Hier
müssen die Chauffeure die
Kurven so befahren, dass sie
nicht zu einer Gefahr für den
entgegenkommenden Verkehr

werden. Dass dies problemlos
möglich ist, beweisen die
Fähigeren unter ihnen.

Kürzlich sass ich wieder in
einem Postauto, auf dem vor-
dersten Sitz auf der Beifahrer-
seite. Die Chauffeuse vertrieb
sich die Zeit bis zur Abfahrt mit
Stricken. Pünktlich legte sie ihr
Strickwerk zur Seite, startete
den Motor und fuhr den
schweren Gelenkbus, als gäbe
es nichts Einfacheres – sicher,
spurtreu und immer nurweni-
ge Zentimeter vom Strassen-
bord entfernt. Es gibt sie noch,
die Königinnen der Landstrasse.

Wo sind die Könige der Landstrasse geblieben?
Postauto-Chauffeure waren einst der Inbegriff der fahrerischen Fähigkeiten. Diese Zeiten scheinen vorbei zu sein.

Alexander Müller

Abgefahren
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Darius Aurel Meyer

Oftmals sind jene Ideen die
besten, die Brücken schlagen.
Geflüchtete nachhaltig in den
Arbeitsmarkt integrieren und
gleichzeitig einen Beitrag zur
Energiewende leisten: Was wie
ein kleinerWunschtraum anmu-
tet, setzen die beidenNichtregie-
rungsorganisationen Solafrica
und Root & Branch mit ihrem
Programm Refugees go Solar+
(RgS+) um. Mit der Ausbildung
von Geflüchtetenwirken sie dem
immer grösseren Arbeits- und
Fachkräftemangel in der Solar-
branche entgegen.Vor rund einer
Wochewurden sie dafürmit dem
PreisWatt d’Or des Bundesamts
für Energie ausgezeichnet.

Verantwortliche des Pro-
gramms ist die BaslerinMarieline
Bader. Eine riesige Bestätigung
sei dieser Preis für sie und das
Team, sagt die 34-Jährige und
fügt an: «Er zeigt uns, dass das,
was wir machen, richtig und
wichtig ist und dass es uns
braucht.»

WieBaderhervorhebt,handelt
es sich bei RgS+ nicht um ein In-
tegrationsprogramm im eigent-
lichen Sinne, sondern umeinAn-
gebot des ersten Arbeitsmarkts:
«Wir sind aus der Branche her-
aus gewachsen, das ist ja gerade
das Innovative an diesem Pro-
gramm.»Dementsprechend pra-
xisnah geschieht auch die Ein-
arbeitung derProgrammteilneh-
mer. Nach einem einwöchigen
Einführungskurs absolvieren sie
ein zweimonatiges Praktikum
bei einer Solarfirma. Ab dem
drittenMonat arbeiten sie bereits
im Stundenlohn,meistens in der
Montage von Solarpanels.

Die Arbeit ist hart, ein ein-
zelnes Solarpanel wiegt um die
20 Kilogramm. Dass sich für
dieseArbeitwenig SchweizerAr-
beitskräfte finden lassen, über-
rascht nicht. Und so sorgt das
Programm, so sinnvoll es auch
ist, dennoch für einen schalen
Beigeschmack. Denn es erinnert
unsdaran,dass geradeMenschen,
die in ihrer Heimat besonders
stark unterdemKlimawandel lei-
den, den LändernWesteuropas –
das mitunter hauptverantwort-
lich für ebendiesenKlimawandel
ist – dabei helfen, deren Klima-
ziele zu erreichen.

Das Ausland in
die Schweiz geholt
DasThema Fachkräftemangel in
der Solarbranche war für Bader
bei der Programmgründung
nicht zentral. Vielmehr sah sie
durch RgS+ damals eine Chance,
«das Interkulturelle, den Aus-
tausch mit verschiedenen Men-
schen, auch hier in der Schweiz
zu leben».

Aufgewachsen in Zullwil, fing
Bader in Laufen eine Banklehre
an, die sie aber früh abbrach. «Ich
wollte ein weltoffeneres Leben
führen als jenes, das ich aus Zull-
wil kannte.» Und dies tat sie.
Nach der Matura in München-
stein studierte sie internationale
Zusammenarbeit und Korea-
studien in London, lebte danach
weitere vier Jahre in Asien, erst
in China, dann in Korea, und
arbeitete schliesslich ein Jahr auf

der Schweizer Botschaft in Äthi-
opien.

Nach über neun Jahren im
Ausland kehrte sie in die Schweiz
zurück, entwurzelt undmit dem
starken Verlangen, diese gleich
wieder zu verlassen. Bis sie sich
schliesslich entschied, bei Solaf-
rica eine Stelle anzutreten und so
ein bisschen Ausland auch hier
in der Schweiz zu haben. Zu-
sammen mit Markus Schneider,
demGeschäftsführer von Root &
Branch, entwarf sie das Pro-
gramm RgS+. Das war im Jahr
2019. Inzwischen können sie auf
Ausbildungsplätze in 70 Partner-
firmen zurückgreifen, arbeiten in
15 Kantonenmit den Sozialhilfe-
stellen zusammen.

Der Föderalismus
bremst sie aus
Wobei das mit der Zusammen-
arbeit so eine Sache ist. In jedem
Kanton erfolgt die Zuweisung
von Teilnehmern anders. In ge-
wissen Kantonenmuss das Pro-
gramm ein Anerkennungsver-
fahren durchlaufen, in anderen
funktioniert dieZusammenarbeit
mit den Sozialhilfestellen auch
ohne ein solches bestens.Und so
betont Bader: «DieHauptheraus-
forderungen liegen für uns im
föderalistischen System.Wir sind
ein Branchenprogramm und
daher auf schweizweit einheit-
licheAnforderungen undAbläufe
ausgelegt.»

Die Realität sieht allerdings
anders aus. «Meldet sich ein In-
teressent bei uns,müssenwir erst
einmal abklären, bei welchem
Flüchtlingssozialdienst er ange-
siedelt ist», meint Bader. Viele
würden sich gar schon in der

Zuständigkeit einer Gemeinde
befinden. Dann müssen Bader
und ihr Team mit der jeweiligen
Stelle in Kontakt treten, sich und
ihr Programm vorstellen und
gleichzeitig in Erfahrung brin-
gen,welcheVoraussetzungen für
eine Zuweisung erfüllt seinmüs-
sen.Das alles ist sehr ressourcen-
intensiv.Ressourcen,die bei RgS+
(noch) nicht vorhanden sind.Und
so ist es in derRealität oft so, dass
vor allemGeflüchtete aus Kanto-
nen, mit denen die Zusammen-
arbeit schon funktioniert, vom
Angebot profitieren.

Im Kanton Basel-Stadt etwa
geschieht die Zuweisung von
Programmteilnehmernproblem-
los, ein Anerkennungsverfahren
musste das Programmnie durch-
laufen. Anders sieht es beim
Landkanton aus, hier fehlt dem
Programm die Anerkennung
durch das Sozialamt. Dies führt
dazu,dass dieAusbildungsplätze
bei Partnerfirmen aus demBasel-
biet nuranGeflüchtete ausBasel-
Stadt vergebenwerden können.

Wenige Risiken für
die Sozialdienste
Badermeint zu diesemUmstand:
«Es haben noch nicht alle Kan-
tone, noch nicht alle Sozialhilfe-
stellen die Relevanz und das
Potenzial dieses Programms er-
kannt.» Dies widerspiegelt sich
auch in der Tatsache, dass neun
von zehn Teilnehmern durch
Freunde oder Bekannte auf das
Programmaufmerksamgemacht
werden und nur etwa zehn
Prozent durch die zuständigen
Sozialarbeitenden.

Beim Zuhören drängen sich
plötzlich einige Fragen auf: Wie

hoch sind die Kosten, die durch
die aufgebauschte Bürokratie bei
Sozialhilfestellen entstehen und
die somit verhindern, dass das
Geld an seinen eigentlichen
Bestimmungsort fliesst? Undwie
gross ist überhaupt derWille bei
den verantwortlichen Stellen,
Sozialhilfebeziehende wieder
zügig in den Arbeitsmarkt zu
führen?

Bader selbst möchte sich in
diesemZusammenhang nicht zu
kritisch äussern. «Schliesslich
sind wir es, die noch über zu
wenig Ressourcen verfügen.»
Gleichzeitig hofft sie, dass die
neue Sichtbarkeit das Vertrauen
der Behörden stärkt. Zumal das
Programm nicht nur Geflüchte-
ten eine Zukunft schafft, sondern
sich auch für die Kantone als
lohnend erweist. Knapp zehn-
tausend Franken kostet die Aus-
bildung eines Teilnehmers bei
RgS+. Das ist wenig, besonders
angesichts derTatsache, dass das
Angebot speziell auf Langzeit-
arbeitslose ausgelegt ist, auf
Menschen also, die seit mindes-
tens einem Jahr ohne Erwerb
sind. Und so betont Bader: «Das
Risiko für die Sozialhilfestellen
ist enorm klein. Nach zwei Mo-
naten befinden sich die Teil-
nehmer im ersten Arbeitsmarkt,
bei Unternehmen, die sich bereit
erklärten, die Teilnehmer lang-
fristig anzustellen.»

UndAnfragenvon interessier-
ten Firmen gibt es genügend.
Das überrascht nicht, ist es für sie
doch nicht nur ein finanzieller,
sondern auch ein menschlicher
Gewinn. Und so werden durch
Refugees go Solar+ unentwegt
neue Brücken geschlagen.

«Es haben noch nicht alle Kantone die
Relevanz dieses Programms entdeckt»
Baslerin gewinnt den Watt d’Or Marieline Bader ist Verantwortliche des Programms Refugees go Solar+,
das denWatt d’Or gewonnen hat. Sie ist überzeugt vom Angebot und sagt, wo es noch Schwierigkeiten gibt.

Marieline Bader, Programmverantwortliche von RgS+, mit den Solarmonteuren Mohammed Suleyman (l.) und Esey Beraki, welche über das
Programm bei der Baselbieter Firma Planeco eine Anstellung gefunden haben. Foto: Pino Covino

Nach dem
Praktikum arbeiten
die Geflüchteten
ab demdritten
Monat bereits im
Stundenlohn.

Tiefbauamt bekommt
eine neue Flotte
Basel DieRegierunghatdemTief-
bauamtBasel-Stadt eineRahmen-
ausgabenbewilligung inHöhevon
28,8 Millionen Franken zur An-
schaffung neuer Fahrzeuge und
Geräte in den Jahren 2023 bis
2026 erteilt. Das meiste Geld ist
für die Fahrzeugflotte der Stadt-
reinigung und der Abfallentsor-
gungvorgesehen.Bei derNeube-
schaffung kommen vor allem
Elektrofahrzeuge zum Zug. (sda)

Auto kollidiert
mit Labrador
Reinach AmMontagmorgen kurz
nach 7.30 Uhr kam es auf einem
Fussgängerstreifen inReinach zu
einer Kollision zwischen einem
Personenwagen und einem ge-
führten Hund. Der Labrador
wurde dabei verletzt. Die Polizei
sucht Zeugen.Nach derKollision
stoppte die Fahrzeuglenkerin ih-
renWagenundunterhielt sichmit
demHundehalter.Anschliessend
fuhr sie, ohne ihre Kontaktdaten
zu hinterlassen, Richtung Auto-
bahn davon. (sda)

Nachrichten

Gemeinderat Binningen Nach der
Bekanntgabe von Mike Kellers
(FDP) Rücktritt als Gemeindeprä-
sident Binningens begeben sich
die Kandidaten und die Kandida-
tin in Position:NebenPeterFrau-
chiger (FDP) und Lukas Alt (Die
Mitte) gab auch die SVP-Einwoh-
nerrätin Susanna Keller ihre
Kandidatur für den frei werden-
den BinningerGemeinderatssitz
bekannt. Nun ist klar, dass der
freie Gemeinderatssitz bürger-
lich wird: Grüne und SP werden
nicht kandidieren, wie die «bz»
schreibt.Vielmehr äussern beide
Parteien ihr Interesse am Ge-
meindepräsidium, das ebenfalls
neu besetzt werden muss.

Vizepräsidentin Caroline Riet-
schi (SP) nennt das Amt «eine
spannende Herausforderung»,
während Rahel Bänziger (Grüne)
nach derNiederlage im Jahr 2020
eine zweite Chance sieht. Im
Gegensatz dazu ist die SP gleich
dreifach vertreten, eine Kandida-
tur müsste daher unter Philipp
Meerwein, Caroline Rietschi und
StephanAppenzeller ausgemacht
werden. Eine Nomination wird
vorerst nicht erfolgen. Beide Par-
teien wollen warten, bis die
Nachwahl in den Gemeinderat
stattgefunden hat. (lbu)

SP und Grüne
verzichten
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WETTBEWERBSKONZERTE
9./10./11. Feb. 2023, 19.30 Uhr
Don Bosco Basel, Schweiz
Paul Sacher Saal

FINALE & PREISVERLEIHUNG
12. Februar 2023, 11.00 Uhr
Don Bosco Basel, Schweiz
Paul Sacher Saal
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